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verbale/schriftliche 
Anfeindungen

Kommunales Monitoring
Hass, Hetze und Gewalt gegenüber 
Amtsträgerinnen und Amtsträgern  (KoMo) 
Auswertung der Herbstbefragung 2023

der Befragten haben zwischen Mai und Oktober 
2023 Anfeindungen erlebt. 

38%

Kontakt: kommunalmonitor@bka.bund.de

 (+/-0%*)

72%
26%

2% tätliche 
Übergriffe

Hasspostings
 (+2%*)

 (-2%*)

*  (Prozentuale) Veränderung zur Frühjahrsbefragung 2023 (November ´22 – April ´23):
(Abnahme) (Zunahme) (keine auffälligen Veränderungen)

11%  der Vorfälle wurden
zur Anzeige gebracht.

Davon kam es in 1% der angezeigten Fälle 
zu einer Verurteilung, während in 60% 
der Fälle das Ergebnis noch aussteht, in 
24% das Verfahren eingestellt wurde und 
in 15% kam es zu keiner strafrechtlichen 
Verfolgung. (+/-0%*)

8% der Befragten berichten 
von Anfeindungen gegen 

Familienangehörige.

Die Anfeindungen wurden von 
den Befragten überwiegend 
der persönlichen Unzufrieden-
heit sowie Unzulänglichkeit 
des Täters/der Täterin (81%) 
zugeschrieben und weniger als 
politisch oder religiös motiviert 
verortet (19%).

Ehrenamtliche Personen und Amtspersonen im 
ländlichen Raum sind stärker von Anfeindungen 
im analogen Raum betroffen. 

Familienangehörige von Frauen wurden 
signifi kant häufi ger angefeindet. 

Den Betroffenen waren die Täterinnen und 
Täter des letzten Vorfalls in 78% der Fälle 
bekannt und in 22% der Fälle unbekannt. 

Amtspersonen aus Ostdeutsch-
land waren signifi kant stärker 
betroffen im Vergleich zu Amts-
personen aus Westdeutschland 
(50%-36%). 

der Betroffenen 
leiden aufgrund der Anfeindungen an 

psychischen/physischen Folgen.

83%
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Aktuelle Befunde aus dem „Kommunalen Monitoring“ – 
Herbstbefragung 2023

Die Forschungsstelle Terrorismus/Extremis-
mus des Bundeskriminalamts führt in 
Zusammenarbeit mit den kommunalen 
Spitzenverbänden (DST, DLT, DStGB) im Rah-
men des Forschungsprojekts MOTRA seit 
Herbst 2021 ein „Kommunales Monitoring 
zu Hass, Hetze und Gewalt gegenüber Amts-
trägerinnen und Amtsträgern“ (KoMo) durch. 
Es handelt sich hierbei um eine längsschnitt-
lich angelegte bundesweite Online-Befragung 
aller ehren- und hauptamtlichen (Ober-)
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sowie 
Landrätinnen und Landräte in den rund 
11.000 Kommunen in Deutschland zu ihren 
Erfahrungen mit Hass, Hetze und Gewalt im 
Amtsalltag. Die Befragungen werden in einem 
sechsmonatigen Turnus durchgeführt, was 
eine hochaktuelle Erfassung des Anfeindungs-
geschehens gegenüber kommunalen Amts-
trägerinnen und Amtsträgern ermöglicht. 

Dabei dienen die Befragungen nicht nur einem 
wissenschaftlichen Selbstzweck, sondern lie-
fern auch eine Grundlage für die Entwicklung 
präventiver Handlungsstrategien im engen 
Austausch mit weiteren Akteuren aus Politik, 
Zivilgesellschaft und Wissenschaft. Zudem 
wird den kommunalen Amtsträgerinnen und 
Amtsträgern mittels der Befragungen eine 
Plattform geboten, sich mitzuteilen und ihre 
Erfahrungen mit denen ihrer Kolleginnen 
und Kollegen über die regelmäßig berichteten 
Beobachtungen und Befunde zu teilen. Die in 
diesem Spotlight aufgeführten Ergebnisse 
beziehen sich auf die Herbstbefragung´23 
(Referenzzeitraum: Mai-Oktober´23).
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Wer hat teilgenommen?
Im Herbst 2023 nahmen bundesweit 
n=2.055 haupt- und ehrenamtliche (Ober-)
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
sowie Landrätinnen und Landräte an der 
Befragung teil. Dies entspricht einer Rück-
laufquote von etwa 19 % bei etwa 11.000 kon-
taktierten Personen. Im Vergleich zur vor-
herigen Frühjahrsbefragung‘23 (n = 1.739) 
lässt sich somit eine steigende Teilnahme-
bereitschaft in der Zielgruppe erkennen. Um 
ein möglichst repräsentatives Gesamtbild 
zu erstellen, wurden die Daten der selbst-
selektiven Stichprobe entsprechend der 
Gemeindezahl pro Bundesland gewichtet.

Die soziodemografische Zusammensetzung 
der Stichprobe ist in den Abbildungen 1 – 5 
veranschaulicht: Mit Blick auf das Alter 

sind Amtsträgerinnen und Amtsträger zwi-
schen 51 und 60 Jahren mit 41 % am stärks-
ten vertreten (vgl. Abb. 1). Hinsichtlich des 
Geschlechts handelt es sich bei 83 % der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer um 
Männer und bei lediglich 12 % um Frauen 
(vgl. Abb. 2). Bezüglich der Funktion sind 
52 % der Befragten im Hauptamt und 48 % 
im Ehrenamt tätig (vgl. Abb. 3). Dabei sind 
die Befragten mit Blick auf die Amtszeit-
dauer mehrheitlich 4-9 Jahre (40 %), bis 
zu 3 Jahre (38 %) sowie 10 Jahre und län-
ger (22 %) im Amt (vgl. Abb. 4). Mit Hinsicht 
auf die Gemeindegröße nach Einwohner-
klassen sind die Befragten mit 52 % mehr-
heitlich in kleineren Gemeinden mit bis zu 
10.000 Einwohnern tätig (vgl. Abb. 5).

Abbildung 1: Alter der Befragten

Abbildung 3: Funktion der Befragten

Abbildung 2: Geschlecht der Befragten

Abbildung 4: Amtszeitdauer der Befragten
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Was wurde wie erlebt? Eine 
Betrachtung gruppenspezifischer 
Unterschiede

a) Einschätzung des Diskussionsklimas in den 
Stadt- und Gemeinderäten sowie Kreistagen
Wie Abbildung 6 illustriert, wird das aktu-
elle Diskussionsklimas in den Stadt- und 

Gemeinderäten sowie Kreistagen von den 
Befragten im Durchschnitt als eher respekt-
voll, friedlich, tolerant, konstruktiv und 
demokratisch eingeschätzt. Demnach wird 
das aktuelle Diskussionsklima innerhalb 
der Räte im Durchschnitt als eher weniger 
verroht wahrgenommen.

Abbildung 5: Gemeindegröße nach Einwohnerklassen der Befragten

Abbildung 6: Einschätzung des Diskussionsklimas in den Stadt- und Gemeinderäten sowie Kreistagen
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Bei genauerer Betrachtung unterschied-
licher Gruppen von Amtsträgerinnen und 
Amtsträgern ergeben sich hierbei einige 
statistisch signifikante Unterschiede:

Frauen nehmen das aktuelle Dis-
kussionsklima innerhalb der Räte im 
Durchschnitt als signifikant verrohter 
wahr im Vergleich zu Männern.

Amtspersonen im städtischen Raum 
mit mehr als 20.000 Einwohnern 
nehmen das aktuelle Diskussions-
klima im Durchschnitt als signi-
fikant verrohter wahr im Vergleich 
zum ländlichen Raum mit weniger 
Einwohnern.

Amtspersonen aus Ostdeutschland 
nehmen das aktuelle Diskussions-
klima innerhalb der Räte im Durch-
schnitt als signifikant verrohter 
wahr im Vergleich zu Amtspersonen 
aus Westdeutschland.

b) Einschätzung der Funktionsfähigkeit 
von Institutionen
Wie Abbildung 7 zeigt, wurde die 
Funktionsfähigkeit unterschied-
licher Institutionen im Kontext von 
Anfeindungen im Durchschnitt unter-
schiedlich von den Befragten ein-
geschätzt. Dabei zeigt sich, dass im 
Durchschnitt die Polizei am funktions-
fähigsten bewertet wird gefolgt von 
zivilgesellschaftlichen Beratungs-
stellen, Staatsanwaltschaften und 
Gerichten.

Abbildung 7: Einschätzung der Funktionsfähigkeit von Institutionen
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c) Hass und Hetze: Erfahrungen aus dem ana-
logen und digitalen Raum 

Betroffenheit
Im sechsmonatigen Zeitraum von Mai 
bis Oktober 2023 gab mehr als jeder dritte 
Befragte (38 %) an, von Anfeindungen 
betroffen gewesen zu sein. 8 % der 
Befragten gaben an, dass ihre Familien-
angehörigen in diesem Zeitraum eben-
falls Anfeindungen erlebt haben. Hierbei 
ergeben sich folgende statistisch signi-
fikante Gruppenunterschiede:

Familienangehörige weiblicher 
Amtspersonen wurden signifikant 
häufiger angefeindet im Vergleich zu 
männlichen Amtspersonen (12 % - 8 %).

Jüngere Amtspersonen bis 40 Jahre 
waren signifikant stärker betroffen 
als ältere Amtspersonen (55 % - 37 %).

Hauptamtliche Personen waren 
signifikant stärker betroffen als 
ehrenamtliche Personen (47 % - 30 %).

Amtspersonen im städtischen Raum 
waren signifikant stärker betroffen 
als Amtspersonen im ländlichen 
Raum (52 % - 36 %).

Amtspersonen aus Ostdeutschland 
waren signifikant stärker betroffen 
im Vergleich zu Amtspersonen aus 
Westdeutschland (50 % - 36 %).

Anfeindungskategorien 
Mit Blick auf die Anfeindungskategorien 
handelt es sich bei den zuletzt erlebten Vor-
fällen gegen die eigene Person um verbale 
oder schriftliche Anfeindungen (72 %), 
Hasspostings im Internet (26 %) sowie 
tätliche Übergriffe im Rahmen von Sach-
beschädigung oder Körperverletzung (2 %). 
Verbale und schriftliche Anfeindungen 
sowie Hasspostings kommen mit durch-
schnittlich 1-2 Vorfällen pro Monat etwas 
häufiger vor als tätliche Angriffe. In diesem 

Zusammenhang lassen sich folgende sta-
tistisch signifikante Gruppenunterschiede 
ausmachen:

Frauen waren signifikant stärker von 
Hasspostings betroffen im Vergleich 
zu Männern (30 % - 25 %).

Hauptamtliche Personen waren 
signifikant stärker von Hasspostings 
betroffen (29 % - 19 %).
Ehrenamtliche Personen waren 
signifikant stärker von verbalen/
schriftlichen Anfeindungen betroffen 
(78 % - 68 %).

Amtspersonen im städtischen Raum 
waren signifikant stärker von Hass-
postings betroffen (34 % - 24 %).
Amtspersonen im ländlichen Raum 
waren signifikant stärker von ver-
balen/schriftlichen Anfeindungen 
betroffen (73 % - 65 %).

Amtspersonen aus Ostdeutschland 
waren signifikant stärker von Hass-
postings betroffen im Vergleich zu 
Amtspersonen aus Westdeutschland 
(32 % - 23 %).

Anfeindungsformen
Hinsichtlich der Anfeindungsformen fanden 
die zuletzt erlebten Vorfälle mehrheitlich in 
Form von Beleidigung (36 %), Verleumdung/
übler Nachrede (31 %) und Bedrohung/Nöti-
gung (10 %) statt. Diskriminierung (6 %), 
soziale Ausgrenzung (4 %), Volksverhetzung 
(4 %), Sachbeschädigung (3 %), Stalking/
Nachstellung (2 %), Erpressung und Körper-
verletzung (jeweils 1 %) stellten dabei einen 
geringeren Anteil dar. Folgende gruppen-
spezifische Merkmale konnten heraus-
gearbeitet werden:

Frauen waren signifikant stärker von 
sexueller Belästigung/sexualisieter 
Gewalt/Vergewaltigungsphantasie 
betroffen als Männer.

<40
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Ehrenamtliche Personen waren 
signifikant stärker von Körperver-
letzung betroffen als hauptamtliche 
Personen.

Orte der Anfeindungen
In Bezug auf die Orte der Anfeindungen im 
analogen Raum fanden die zuletzt erlebten 
Vorfälle überwiegend auf der Arbeit/in den 
Diensträumen (51 %), in der Freizeit (20 %), 
auf einer öffentlichen Veranstaltung/
am Wahlkampfstand (18 %) und zu Hause 
(11 %) statt. In diesem Kontext lassen sich 
ausschließlich für die Funktion der Amts-
personen statistisch signifikante Gruppen-
unterschiede festmachen:

Ehrenamtliche Personen wurden 
signifikant häufiger zu Hause (16 % - 
8 %), in der Freizeit (34 % - 11 %) und 
auf einer öffentlichen Veranstaltung/
am Wahlkampfstand (24 % - 15 %) 
angefeindet.

Hauptamtliche Personen wurden 
signifikant häufiger auf der Arbeit/
in den Diensträumen (66 % - 26 %) 
angefeindet.

Ehrenamtliche Personen wurden 
signifikant häufiger von Angesicht zu 
Angesicht (42 % - 20 %) und per Anruf 
(7 % - 3 %) angefeindet. Hauptamt-
liche Personen wurden signifikant 
häufiger per Brief (14 % - 9 %), per Mail 
(20 % - 12 %) und in den sozialen Netz-
werken (43 % - 30 %) angefeindet.

Bekanntheit der Täterinnen und Täter
Den Betroffenen waren die Täterinnen und 
Täter des letzten Vorfalls in 78 % der Fälle 
bekannt und in 22 % der Fälle unbekannt. 
Dabei handelte es sich überwiegend um 
Wiederholungstäterinnen und -täter (51 %), 
bereits in anderen Kontexten auffällig 
gewordene Personen (24 %) und Personen 
aus dem Bekanntenkreis (18 %) gefolgt von 
Personen aus dem Kollegenkreis (3 %), Mit-
arbeiterkreis (2 %), Familienkreis (1 %) und 

Freundeskreis (1 %). In diesem Zusammen-
hang ergeben sich folgende statistisch 
signifikante Gruppenunterschiede:

Älteren Amtspersonen ab 41 Jahre 
waren die Täterinnen und Täter im 
Rahmen des zuletzt erlebten Vorfalls 
signifikant häufiger bekannt als jün-
geren Amtspersonen (79 % - 69 %).

Ehrenamtlichen Personen waren 
die Täterinnen und Täter signifikant 
häufiger bekannt als hauptamtlichen 
Personen (86 % - 73 %).

Amtspersonen im ländlichen Raum 
waren die Täterinnen und Täter signi-
fikant häufiger bekannt als Amts-
personen im städtischen Raum (81 % 
- 62 %).

Vermutete Motivation hinter der Anfeindung 
Hinsichtlich der vermuteten Motivation 
hinter dem zuletzt erlebten Vorfall wurde 
die Anfeindung von den Befragten weniger 
als politisch oder religiös motiviert verortet 
(19 %), sondern überwiegend der persön-
lichen Haltung des Täters /der Täterin (81 %) 
zugeschrieben. 

In Bezug auf die persönliche Haltung wur-
den insbesondere Persönliche Unzufrieden-
heit/Frustration des Bürgers/der 
Bürgerin (23 %), Unzufriedenheit mit kom-
munalen Entscheidungen (18 %), Egois-
mus/Anspruchsdenken (14 %), Intoleranz/
Unfähigkeit Konflikte auszutragen (14 %) 
sowie Uninformiertheit/Nicht-Wissen über 
politische Prozesse und die Rolle des/der 
Bürgermeisters/Landrats/Bürgermeisterin/
Landrätin (12 %) genannt. Mit Hinblick auf 
eine politische oder religiöse Motivation 
wurden die Vorfälle insbesondere als poli-
tisch rechtsmotiviert (7 %), durch partei-
politische Gegner motiviert (6 %), als radi-
kale Position zu einem Thema/aus einer 
soz. Bewegung heraus (3 %), politisch links-
motiviert (2 %) sowie religiös motiviert (1 %) 
verortet.

>41
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Personen im Hauptamt verorteten 
die Motivation im Rahmen des zuletzt 
erlebten Vorfalls signifikant häu-
figer als politisch rechtsmotiviert 
(8 % - 6 %) und aus einer radika-
len Position zu einem Thema/aus 
einer sozialen Bewegung heraus 
(4 % - 2 %) im Vergleich zu Personen im 
Ehrenamt.

Amtspersonen aus Ostdeutschland 
verorteten die Motivation im Rahmen 
des zuletzt erlebten Vorfalls signi-
fikant häufiger durch einen partei-
politischen Gegner (8 % - 5 %), als 
politisch rechtsmotiviert (10 % - 6 %), 
aus einer radikalen Position zu einem 
Thema/aus einer sozialen Bewegung 
heraus (4 % - 3 %).

Umgang mit der Anfeindung
Hinsichtlich des konkreten Umgangs mit 
dem zuletzt erlebten Vorfall haben die 
Betroffenen den Vorfall ignoriert (26 %), 
den Dialog mit dem Täter/der Täterin 
gesucht (15 %), Unterstützung bei Familie/
Freunden gesucht (14 %), Unterstützung 
bei Parteifreundinnen und -freunden/
Kolleginnen und -kollegen gesucht (12 %), 
den Vorfall zu Anzeige gebracht (11 %), die 
Vorfälle erfasst und gesammelt an Polizei 
bzw. Justiz weitergegeben (8 %), den Vorfall 
anderweitig gemeldet (6 %), Unterstützung 
bei einer Beratungsstelle gesucht (2 %) und 
Sonstiges (6 %).
Von den zur Anzeige gebrachten Vorfällen 
kam es in lediglich 1 % der Fälle zu einer 
Verurteilung des Täters/der Täterin. Mehr-
heitlich ist in 60 % der Fälle das Ergebnis 
ausstehend, in 24 % der Fälle wurde das Ver-
fahren eingestellt und in 15 % der Fälle kam 
es zu keiner strafrechtlichen Verfolgung.
Dabei ergeben sich folgende signifikante 
Gruppenunterschiede:

Frauen haben den zuletzt erlebten 
Vorfall signifikant häufiger ander-
weitig gemeldet (12 % - 6 %) sowie 
Unterstützung bei Parteifreunden/
Kollegen gesucht gesucht (20 % - 14 %) 
im Vergleich zu Männern.

Personen im Ehrenamt haben im Rah-
men des zuletzt erlebten Vorfalls signi-
fikant häufiger Unterstützung bei 
Familie/Freunden gesucht (17 % - 15 %). 
Personen im Hauptamt haben den 
zuletzt erlebten Vorfall signifikant häu-
figer ignoriert (33 % - 26 %) sowie zur 
Anzeige gebracht (16 % - 9 %).

Folgen der Anfeindungen
Insgesamt gaben 83 % der Betroffenen an, dass 
sie im Zuge der Anfeindungen psychischen 
und/oder physische Folgen davongetragen 
haben.  Dabei handelt es sich überwiegend um 
Rufschädigung (18 %), Schlafprobleme (14 %), 
depressive Verstimmung (12 %) sowie Rück-
zug im Sinne von keinem erneuten Antritt bei 
Neuwahl (10 %). Zudem wurden als konkrete 
Folgen vermehrt eine Amts-/Mandatsnieder-
legung erwogen (9%) und es gab Probleme mit 
und bei der Ausübung der (politischen) Arbeit 
(8 %). Darüber hinaus klagten die Betroffenen 
auch über Angst oder Unruhe (7%), körper-
liche Beschwerden/psychosomatische Unruhe 
(6 %), Erwägung der Abmeldung der Accounts 
in sozialen Medien (6 %), Konzentrations-
schwierigkeiten (5 %), Probleme im engeren 
sozialen Umfeld (3 %) und Sonstiges (2 %) .
Mit Blick auf die Folgen der Anfeindungen 
lassen sich auch hier einige statistisch signi-
fikante Merkmale feststellen:

Frauen leiden signifikant häufiger unter 
Problemen mit und bei der Ausübung 
der (politischen) Arbeit (10 % - 8 %) 
sowie Problemen im engeren sozialen 
Umfeld (Freundeskreis und/oder Fami-
lie) (4 % - 3 %) im Vergleich zu Männern.
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Ältere Amtspersonen ab 41 
Jahre leiden insgesamt signi-
fikant häufiger an psychischen/
physischen Folgen im Zuge 
der Anfeindungen als jüngeren 
Amtspersonen (84 % - 80 %). Jün-
gere Amtspersonen bis 40 Jahre 
äußerten signifikant häufiger 
Angst oder Unruhe (15 % - 6 %) im 
Vergleich zu älteren Personen.

Ehrenamtliche Personen leiden ins-
gesamt signifikant häufiger an psychi-
schen/physischen Folgen im Zuge der 
Anfeindungen (87 % - 81 %) und haben 
häufiger eine Amts-/Mandatsnieder-
legung erwogen (13 % - 6 %).  Haupt-
amtliche Personen leiden signifikant 
häufiger an Angst oder Unruhe (9 % 
- 5 %), Konzentrationsschwierigkeiten 
(5 % - 3 %), Schlafproblemen (15 % - 14 %) 
sowie Rufschädigung (19 % - 18 %).

Amtspersonen im ländlichen Raum 
leiden insgesamt signifikant häufiger 
an psychischen/physischen Folgen im 
Zuge der Anfeindungen im Vergleich zu 
Amtspersonen im städtischen Raum 
(85 % - 78 %).

Amtspersonen aus Ostdeutschland 
leiden signifikant häufiger an Ruf-
schädigung (19 % - 17 %) und erwogen 
signifikant häufiger eine Abmeldung 
der Accounts in sozialen Medien (7 % 
- 6 %) im Vergleich zu Amtspersonen 
aus Westdeutschland.

Fazit und Ausblick

Anfeindungen, Beleidigungen und 
Bedrohungen - analog und digital - gehören 
für viele Amtsträgerinnen und Amtsträger 
auf kommunaler Ebene weiterhin zum Amts-
alltag. Laut der aktuellen Herbstbefragung´23 
waren 38  % der Befragten im sechsmonatigen 
Zeitraum von Mai bis Oktober 2023 von 
Anfeindungen betroffen. Bei genauerem Blick 
auf gruppenspezifische Unterschiede im 
Zusammenhang mit Anfeindungen kristal-
lisieren sich aktuell insbesondere drei vul-
nerable Gruppen heraus: (1) Frauen in kom-
munalen Ämtern, (2) ehrenamtlich Tätige 
und (3) Amtspersonen in Ostdeutschland. 
Diese fühlen sich besonders bedroht und 
verwundbar durch die Anfeindungen und 
Bedrohungen, leiden häufiger an Folgen bis 
hin zur Erwägung einer möglichen Amts-
niederlegung und weisen deshalb auch ein 
höheres Schutzbedürfnis auf. Diese Befunde 
zeigen weiterhin einen akuten Handlungs-
bedarf auf, der insbesondere eine Berück-

sichtigung gruppenspezifischer Unterschiede 
und deren jeweiligen Bedürfnisse erfordert. 
Zur Unterstützung des frühzeitigen Erkennens 
und tiefergreifenden Verstehens konkreter 
Missstände und Bedarfe sowie der damit ver-
bundenen Entwicklung zielgerichteter Maß-
nahmen zum Schutz kommunaler Amts- und 
Mandatspersonen wird KoMo weiterhin das 
aktuelle Anfeindungsgeschehen fortlaufend 
beobachten – auch um weitere Sensibilisie-
rung für diese Thematik zu generieren und 
Betroffenen die Möglichkeit zu geben, sich 
mitzuteilen und auf diesem Weg mitzu-
gestalten. KoMo wird in Zukunft weiterhin 
und verstärkt mit verschiedenen Akteuren aus 
den Bereichen der Politik, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft kooperieren, um auf Grund-
lage der Befunde zu einem effektiven Schutz 
von Personen mit kommunalen Ämtern und 
Mandaten und somit von unserem demo-
kratischen Miteinander beizutragen.

>41

  �Weitere Informationen zum  
Kommunalen Monitoring und  
den Ergebnissen.

https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/
https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/
https://www.motra.info/radikalisierungsmonitoring/kommunalmonitoring/


11   

Aktuelle Befunde aus dem „Kommunalen Monitoring“ Herbstbefragung 2023

Impressum

MOTRA-Verbundpartner

Gefördert vom

Angaben gemäß § 5 TMG
Dr. Uwe Kemmesies
Äppelallee 45
65203 Wiesbaden

Vertreten durch
Dr. Uwe Kemmesies
E-Mail: motra@bka.bund.de

Verantwortlich für den Inhalt nach § 55 Abs. 2 RStV
Dr. Uwe Kemmesies
Äppelallee 45
65203 Wiesbaden

Redaktion 
Isabelle Holz

Layout
Studio Halvar 
				  
Forschungskoordinator (MOTRA-Verbund) 
Dr. Uwe Kemmesies

Kontakt 
Fragen zu MOTRA allgemein: motra@bka.bund.de
Fragen zum Inhalt dieser Ausgabe an: 
Kirsten Eberspach, Sarah Bitschnau: kommunalmonitor@bka.bund.de

mailto:motra%40bka.bund.de?subject=
mailto:motra%40bka.bund.de?subject=
mailto:kommunalmonitor%40bka.bund.de?subject=


12   

Aktuelle Befunde aus dem „Kommunalen Monitoring“ Herbstbefragung 2023

Der MOTRA-Forschungsverbund vereint in einem 
Spitzenforschungscluster neun institutionelle Part-
ner aus renommierten universitären und außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen sowie unter-
schiedlichen wissenschaftlichen Fachdisziplinen. 
MOTRA sucht den kooperativen Dialog auf Augenhöhe 
mit weiteren wissenschaftlichen Forschungsverbün-
den und Netzwerkpartnern aus Praxis und Politik 
und verfolgt dabei zwei zentrale Zielstellungen:

1. Monitoring
Es soll durch MOTRA ein Monitoringsystem auf-
gebaut werden, mittels dessen das politisch und/
oder religiös begründete Radikalisierungsgeschehen 
in Deutschland auf einer breiten Datenbasis fort-
laufend beobachtet wird. Ziel ist es die Verbreitung, 
Entwicklungstrends sowie begünstigende Konstella-
tionen für Extremismus und Radikalisierung besser 
erfassen zu können.

2. Wissenstransfer
Weiterhin verfolgt MOTRA den Aufbau und die Etab-
lierung einer multifunktionalen Austauschplattform 
zur Gestaltung eines direkteren Wissenstransfers 
zwischen den Handlungsfeldern wissenschaftlicher 
Forschung, sozialer Praxis und Politikgestaltung.

paper-plane motra@bka.bund.de
Globe www.motra.info

 twitter.com/MOTRAVERBUND

MOTRA
Monitoringsystem und Transferplattform Radikalisierung
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